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MÜNCHEN 

Streit im Landtag über Schutzgebiet im Steigerwald  

Opposition kritisiert Gesetzesänderung – CSU: Keine Einschränkung der Kommunen  

Die geplante Verlagerung der Zuständigkeit für die Ausweisung „geschützter 

Landschaftsbestandteile“ über zehn Hektar von den Landratsämtern auf die Bezirksregierungen stößt 

im Landtag auf scharfe Oppositionskritik. Die Neuregelung war wie berichtet von der CSU-Mehrheit 

in der Folge des Streits um das Steigerwaldschutzgebiet „Der Hohe Buchene Wald“ auf den Weg 

gebracht worden. 

„Ein Landrat hat nicht gespurt und wegen dieses Einzelfalls ändern sie nun auf moralisch fragwürdige 

Weise das Naturschutzgesetz“, hielt der SPD-Abgeordnete Florian von Brunn der CSU im 

Umweltausschuss vor: „Das nenne ich die Arroganz der absoluten Mehrheit.“ Benno Zierer (Freie 

Wähler) sprach gar von einem „Diktat aus München“. Die gewählte Vorgehensweise sei „untragbar“. 

Der SPD-MdL Harry Scheuenstuhl beklagte eine „Entdemokratisierung und Entkommunalisierung“ 

des Naturschutzes in Bayern. 

„Es ist ganz klar eine Lex Steigerwald“, kritisierte auch Grünen-MdL Christian Magerl: Ohne das vom 

früheren Bamberger Landrat Günther Denzler (CSU) ausgewiesene 757-Hektar-Schutzgebiet gäbe es 

diese wohl bald für ganz Bayern gültige Gesetzesänderung nicht. „Sie wollen damit Naturschutz-

Initiativen von unten blockieren“, warf Magerl der CSU-Mehrheit vor – und sprach wegen der 

geplanten Zehn-Hektar-Grenze in Anspielung auf die bayerischen Windrad-Abstände von einem 

„zweiten 10-H-Gesetz“. 

„Diese Änderung hat nichts mit der Einschränkung kommunaler Kompetenzen zu tun“, verteidigte 

der unterfränkische CSU-MdL Steffen Vogel die Neuregelung. Das Schutzgebiet basiere nämlich nicht 

auf einem Kreistagsbeschluss, erklärte Vogel. Landrat Denzler habe beim Erlass der Verordnung 

vielmehr in seiner Funktion als Staatsbeamter rechtswidrig und gegen den Willen der Staatsregierung 

gehandelt. 

„Nicht rechtswidrig“ 

Denzler habe dabei eine Regelungslücke im Bundesnaturschutzgesetz genutzt, das keine 

Flächenobergrenzen für geschützte Landschaftsbestandteile vorsieht. „Faktisch hat er aber ein 

Naturschutzgebiet ausgewiesen“, findet Vogel. Dafür sei auch jetzt schon die Bezirksebene zuständig. 

„Und deshalb werden wir diese Änderung jetzt auch so durchwinken“, erregte sich Vogel. 

„Eine Regelungslücke, die benutzt wird, macht einen Vorgang noch nicht rechtswidrig“, hielt der 

Grüne Magerl dagegen. SPD-Mann von Brunn stieß ins gleiche Horn: „Wenn es so rechtswidrig ist, 

wie sie sagen, warum klagen sie dann nicht dagegen?“ Darüber hinaus „entscheidet auch in Bayern 

zum Glück nicht die CSU was rechtswidrig ist, sondern ein ordentliches Gericht“. Das Handeln eines 

Landrats müsse sich „auch nicht nach dem Willen der Staatsregierung richten, sondern nach 

geltenden Gesetzen“, bemängelte die Grüne Rosi Steinberger. 

„Wir haben das Landratsamt auf rechtliche Bedenken hingewiesen“, berichtete jedoch der 

Ministerialbeamte Lorenz Sanktjohanser vom Umweltministerium. In Bayern gebe es 1600 

geschützte Landschaftsbestandteile, der größte jenseits des Steigerwalds liege bei gut 90 Hektar. 

„Absolutes Neuland“ 



Landrat Denzler habe deshalb, „was die bayerische Rechtspraxis betrifft, absolutes Neuland“ 

betreten. Auf Nachhaken der Opposition stellte der Spitzenbeamte schließlich für sein Ministerium 

klar: „Das Schutzgebiet wird aus unserer Sicht nicht von der Rechtsgrundlage getragen.“ Es könne 

deshalb auch „keine Basis für einen Welterbe-Status“ sein. 

Die Gesetzesänderung kann wohl noch im Februar mit der CSU-Mehrheit im Landtag verabschiedet 

werden. Danach könnte dann die Regierung von Oberfranken das umstrittene Schutzgebiet 

aufheben. 
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Streit um Steigerwald 

Nun schreien wir in Bayern, wenn ein Stückchen Wald unter Schutz gestellt wird, aber den 

Ländern mit Regenwald raten wir dringend, ihre Wälder zu schonen, denn die sind für 

unser Klima wichtig, denn in diesem Klima leben auch CSU-Politiker. Das muß man eben 

verstehen.  
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Warum nicht mal ein kleines Schutzgebiet? 

"Wir vergiften die Atmosphäre, plündern im Wettlauf mit anderen immer schneller die Resourcen 

des Planeten und vergiften im Eiltempo das Erbe künftiger Generationen und das alles um Dinge zu 

produzieren die wir vielfach nicht brauchen und die unser Glück nicht mehren manchmal sogar 

behindern oder verkleinern." 

Mit Münchner "Mir san Mir" - Basta-Politik, Machtstreben und Gier, 

so dienen Wissen unsere Regionalpolitiker Vogel, Eck und Hünnerkopf ihren Wählern und der Natur. 

 


